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Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht)

Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 405)

� 27. Änderung des Flächennutzungsplanes 

� Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 32 der Gemeinde Schönwalde a.B. , Kreis 
Ostholstein

Frühzeitige Beteiligung vom 04.03.2026
Stellungnahme des Kreises Ostholstein vom 01.04.2026

Die Gemeinde Schönwalde a.B. beabsichtigt, für ein „Gebiet zwischen Kniphagen und 

Hobstin, nördlich und südlich der Landesstraße 216/Milchstraße, westlich der Hobstiner 

Straße und nordwestlich Stolperhufen“ zwei Sondergebiete „Photovoltaik“ auszuweisen. 

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
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Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Die Sondergebiete „Photovoltaik“ sind 

insgesamt 22,6 ha groß. Im wirksamen Flächennutzungsplan werden die Flächen als 

Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Der Flächennutzungsplan soll entsprechend 

geändert werden. 

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung wie folgt Stellung:

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 

der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 

Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-

VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 

(GVOBl. Schl.-H., 2025/28), dem Regionalplan 2004 für den Planungsraum II (alt) sowie 

dem 2. Entwurf der Neuaufstellung des Regionalplans für den Planungsraum III (Amtsbl. 

Schl.-H. 2025/152).

Die Plangeltungsbereiche befinden sich nach den Darstellungen des Regionalplanes für 

den Planungsraum II im ländlichen Raum und in einem Gebiet mit besonderer Bedeutung 

für Tourismus und Erholung. Nach den Darstellungen des 2. Entwurfs zur Neuaufstellung 

des Regionalplanes für den Planungsraum III befinden sich die Flächen zusätzlich in 

einem Kernbereich für Erholung. 

Grundsätzlich ergeben sich die landesplanerischen Zielsetzungen zum Thema 

„Solarenergie“ aus dem Kapitel 4.5.2 LEP-VO 2021.

Insbesondere dürfen nach Kapitel 4.5.2 Abs. 3 LEP-VO 2021 raumbedeutsame Solar-

Freiflächenanlagen nicht in Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung und 

Kernbereichen für Tourismus und/oder Erholung (dies gilt nicht für vorbelastete Flächen 

oder Gebiete, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen, insbesondere an Autobahnen, 

Bahntrassen und Gewerbegebieten, ein eingeschränktes Freiraumpotenzial aufweisen) 

errichtet werden. 

Den Planunterlagen ist bereits ein gemeindeweites Flächenkonzept zur Eignung für 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen von der Gemeinde Schönwalde a.B. beigefügt. In dem 

Konzept wurden geeignete Potentialflächen für Photovoltaik-Freiflächen ermittelt. Die nun 

zur Planung vorgelegten Flächen befinden sich innerhalb der ermittelten geeigneten 

Potentialflächen für eine Photovoltaik-Nutzung.

Die Planunterlagen sowie die gemeindeweite Potenzialanalyse zur Eignung von 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen berücksichtigen den 2. Entwurf zur Neuaufstellung des 

Regionalplanes für den Planungsraum III bislang jedoch nicht. Insofern wird aus 
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landesplanerischer Sicht empfohlen, dass Konzept sowie die Begründung entsprechend 

zu überarbeiten. 

Aus landesplanerischer Sicht handelt es sich bei den gewählten Standorten aufgrund 

fehlender Vorbelastungen um keinen entsprechend Kapitel 4.5.2 Abs. 2 LEP-VO 2021 

vorrangig für Photovoltaikanlagen entwickelbaren Standort. Zudem befinden sich die 

Flächen nach dem 2. Entwurf zur Neuaufstellung des Regionalplanes für den 

Planungsraum III zukünftig in einem Kernbereich für Erholung. Damit stehen die Flächen 

zukünftig in einem Konflikt mit den Zielen der Raumordnung. Eine Entwicklung wird aus 

landesplanerischer Sicht insofern kritisch gesehen. 

Gleichwohl wird bestätigt, dass der Planung auf Grundlage des Regionalplanes für den 

Planungsraum II derzeit keine Ziele der Raumordnung entgegenstehen. 

Gemäß Ziff. 4.5.2 Abs. 5 (G) LEP-VO 2021 soll für größere raumbedeutsame Solar-

Freiflächenanlagen ab einer Größe von 20 Hektar in der Regel ein 

Raumordnungsverfahren (ROV)1 durchgeführt werden. Am 13.09.2022 hat das Kabinett 

entschieden, auf ROV für Freiflächen-Solaranlagen bei einer Einzelplanung oder bei 

Agglomerationsplanungen von Gemeinden zu verzichten.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 

damit einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über 

die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 

Stellungnahme nicht verbunden.

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht, werden 

ergänzend folgende Hinweise gegeben:

Ausweislich der Planunterlagen wird die Zulässigkeit von Energiespeicheranlagen als 

Nebenanlagen gemäß §14 BauNVO im gesamten Plangebiet geplant. Der Begründung 

sind bislang keine Aussagen zu entnehmen, die die Wahrung von gesunden Wohn- und 

Arbeitsverhältnissen für Lärmimmissionen durch Energiespeicheranlagen nachvollziehbar 

machen. Ich weise vorsorglich darauf hin, dass aufgrund der Nichtvornahme einer 

Standortfestlegung für die Betrachtung der potentiellen Umweltauswirkungen eine Worst-

Case Betrachtung für das gesamte Plangebiet für erforderlich gehalten wird. Die 

Begründung sollte, insbesondere in Anbetracht der Nähe zu den einzelnen Höfen, 

diesbezüglich um Aussagen zum Immissionsschutz ergänzt werden. 

1  Durch die Änderung des Raumordnungsgesetzes (ROG) durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung 

des Raumordnungsgesetzes und anderer Vorschriften (ROGÄndG) vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr.
88) ändert sich die Bezeichnung Raumordnungsverfahren zu Raumverträglichkeitsprüfung. Da der LEP 
2021 noch von Raumordnungsverfahren spricht wird diese Bezeichnung hier weiterverwendet.




